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X i Jinping spricht sich schon 
lange gegen westliche Wer-
te aus. Seine „Gedanken 
zum Sozialismus mit chine-
sischer Prägung für eine 

neue Ära“ wurden so gar in der Verfas-
sung verankert. Die Wissenschaft spielt 
für den chinesischen Präsidenten eine 
Schlüsselrolle. Von der  an gesehenen 
Tsinghua-Universität in Pe king erwartete 
er bei einem Besuch im April      „mehr Bei-
träge zur Realisierung des chinesischen 
Traums einer nationalen Ver jüngung“ 
unter Führung der Partei. Das Ziel des 
chinesischen Bildungssystems sei es, die 
„Erbauer und Nachfolger“ des Sozialis-
mus auszubilden. Im Mai sagte er, Wis-
senschaft und Technik müssten den 
„wichtigsten ökonomischen Schlachtfel-
dern“ des Landes dienen. 

Kritische Professoren geraten dabei im -
mer stärker unter Druck. Sie werden 
zwangsversetzt, gefeuert, teils auch inhaf-
tiert. Auf dem  unter anderem vom Berliner 
Global Public Policy Institute und von 
Scholars at Risk erstellten Index der Aka-
demischen Freiheit liegt China mit   Iran 
oder Nord korea in der letzten Gruppe. „In 
Festlandchina benutzen Staat und Hoch-
schulverwaltungen vielfältige Taktiken, um 
Akademiker und Studierende einzuschüch-
tern, sie zum Schweigen zu bringen und zu 
bestrafen“, hieß es 2009 in einem Bericht 
der internationalen Organisation Scholars 
at Risk. So würden auch Vorlesungen mit 
Kameras aufgenommen, teils berichteten 
studentische Informanten über KP-kriti-
sche Aktivitäten, oder internationale Rei-
sen würden stark eingeschränkt. 

Die KP und ihre Organe wachten darü-
ber, dass Publikationen und Äußerungen 
von Wissenschaftlern „mit der offiziellen 
Linie des ‚Sozialismus chinesischer Prä-
gung in der Neuen Ära‘ in Übereinstim-
mung stehen“, erklärte die Bundesregie-
rung 2019. Die Durchsetzung der Partei-
linie habe sich seit 2015 in allen Feldern 
verschärft.  „Die Ideologisierung schreitet 
sehr schnell voran“, sagt   der Chinafor-
scher Sebastian Heilmann von der Uni-
versität Trier.  „Wer der Parteiideologie 
nicht folgt, ist raus. Für Geistes- und 
Sozialwissenschaften ist das   Gift.“ Weil 
die Geisteswissenschaften  nur noch der 
Umsetzung der Parteipolitik in der For-
schung dienten,  seien auch Kooperatio-
nen in diesem Bereich „entkernt“.  „Das 
trifft sogar Wissenschaften wie die Ar -
chäologie, die mit der aktuellen Politik 
auf den ersten Blick gar nichts zu tun ha -
ben, aber immer stärker für die KP-Ge-
schichtsdeutung instrumentalisiert wer-
den.“ Naturwissenschaften sind  etwas 
we niger betroffen, doch auch sie sind der 
„zivil-militärischen Fusion“ unterworfen 
und müssen KP-Zielen dienen. 

Zugleich  hat das Land  in den vergan-
genen  Jahren viele Forscher ins Land ge -
holt. „Manchen ausländischen Wissen-
schaftlern setzt die Lage in China sehr zu. 
Aber es gibt auch Kollegen, die es sich 
sehr gut eingerichtet haben“, sagt ein 
Wis senschaftler mit langjähriger direkter 
Erfahrung an chinesischen Universitä-
ten, der anonym bleiben möchte. Die KP 
indoktriniere Studenten erheblich stärker 
als zuvor. „Dreißig bis vierzig Prozent der 
Inhalte von Vorlesungen dienen der poli-
tischen und moralischen Indoktrinie-
rung“, sagt er.  Die Partei versuche, einen 
kognitiven Bezugsrahmen herzustellen, 
der eine Herrschaft ohne KP überhaupt 
nicht mehr vorstellbar mache.  Es sei be -
ängstigend zu sehen, dass das System  
„nach Jahrzehnten so gut geölt ist, dass 
Widerstände gar nicht mehr bestehen“.

Druck zur Selbstzensur

Hochschulkooperationen mit China hält 
er moralisch für nicht vertretbar. „Uni  -
rektoren werden auf Reisen in China 
großzügig bewirtet, sie finden es super 
und sind von Investitionen in die Wis-
senschaft angetan – sie möchten die 
Kooperationen ausbauen“, sagt der Wis-
senschaftler. Solche Treffen habe er  oft 
selbst erlebt. „Ich glaube, dass sehr vie-
len deutschen Universitäten und Akade-
mikern überhaupt nicht klar ist, worauf 
man sich einlässt, wenn man mit chine-
sischen Partnern zusammenarbeitet.“

Heilmanns Einschätzung  bestätigt Ali-
cia Hennig, Wirtschaftsethikerin von der 
TU Dresden, die  bis  vor Kurzem an chine-

Erfahrungen mit dem langen Arm der KP 
machen. Als Mitarbeiter seit 2017 als 
Beobachter zu   UN-Konferenzen fahren 
wollten, wurde dies nach F.A.Z.-Informa-
tionen untersagt. Der Grund: Im Titel 
eines auf der Homepage aufgeführten 
wissenschaftlichen Artikels kam das Wort 
„Taiwan“ vor. Die Institutsleitung ver-
fälschte da raufhin den Titel, indem es 
einen Zusatz „Provinz von China“ hinzu-
fügte. Vorsichtshalber löschte sie gleich 
auch einen Text von der Homepage, der 
darauf aufmerksam machte, dass ein 
ZMT-Forscher eine Expertise zum Öko-
system im süd chinesischen Meer  für das 
internationale Schiedsgericht in Den 
Haag erstellt hatte.

Auf Nachfrage bestätigt das ZMT den 
Vorgang. Es habe ein vom BMBF über-
mitteltes Veto gegeben, das offenbar von 
China kam. Das Institut habe „beschlos-
sen, die Änderungen vorzunehmen, um 
den Akkreditierungsprozess nicht zu ge -
fährden“. Es habe keinen Grund gegeben, 
sich „politisch zu betätigen und auf der 
Formulierung zu bestehen“, sagt der kom-
missarische wissenschaftliche Leiter Wer-
ner Ekau. „Uns war wichtig, den Beob-
achterstatus für UN-Veranstaltungen zu 
be kommen.“ Im nächsten Jahr hat es 
dann geklappt. Das Sekretariat der UN-
Klimarahmenkonvention ließ Fragen un -
beantwortet. Ein Sprecher des BMBF 
bestätigt,  das Ministerium habe das ZMT 
informiert, dass China   „sich kritisch zu 
zwei Publikationen auf der ZMT-Webseite 
geäußert“ habe. Die Änderungen der 
Web seite habe  das BMBF jedoch „in kei-
ner Weise beeinflusst oder befürwortet“.  

Das ZMT arbeite auch mit Forschern aus 
anderen Ländern zusammen, mit de ren 
Regierungspolitik es nicht immer überein-
stimme, sagt Ekau. „Wir glauben, dass wir   
positiven Einfluss nehmen, in dem wir gute 
und offene Wissenschaft vorleben“, erklärt 
er. Ausländische Studenten würden „mit 
einer anderen Einstellung in ihre Länder 
zurückgehen und das Verständnis, was wir 
von freier Wissenschaft haben, mitneh-
men“. Fraglich ist, ob Verfälschungen von 
Publikationslisten und vorschnelle Selbst-
zensur hierzu gehören sollten. 

„Es darf nicht sein, dass sich die chine-
sische – oder  auch  irgendeine andere – 
Re gierung in die Veröffentlichungen von 
Forschungseinrichtungen hierzulande 
ein mischt“, sagt Kai Gehring, for-
schungspolitischer Sprecher der Grünen.  
Politisch sei es unklug gewesen, dass das 
BMBF seine „China-Strategie“ vorzeitig 
beendete und seitdem keine neuen Leit -
linien zu China-Kooperationen mit der 
Wissenschaft erarbeitet hat. Dass die KP 
deutsche Forscher auf diese Art und Wei-
se drangsalieren kann, ist für  Gyde Jen-
sen (FDP), Vorsitzende des Menschen-
rechtsausschusses des Bundestags, auch 
Folge einer schwachen China-Politik. 
„Die bringt Wissenschaftler, übrigens ge -
nauso wie Unternehmer, in die Lage, in 
China im Zweifel jene konfrontative 
Form der Diplomatie zu betreiben, die 
die Bundeskanzlerin und der Außenmi-
nister selbst scheuen. Ich finde das unver-
antwortlich.“ „Ich will keine Einfluss-
nahme der chinesischen Regierung auf 
unsere Hochschulen und unsere Gesell-
schaft“, erklärte Bundesforschungsminis-
terin Anja Karliczek im Juni. „Deutsch-
land muss selbstkritisch eingestehen: An 
einigen Stellen haben wir in der Vergan-
genheit etwa den Konfuzius-Instituten zu 
viel Raum gelassen und selbst zu wenig 
dafür getan, unabhängige China-Kompe-
tenz in Deutschland aufzubauen.“ Dies 
fördere das BMBF, es spreche das Thema 
Wissenschaftsfreiheit auch regelmäßig 
Pe king gegenüber an. 

Institutionelle Verbindungen nach Chi-
na würden immer problematischer, sagt 
Sinologe Heilmann. Man müsse jedoch 
die Tür zu einzelnen Wissenschaftlern of -
fenhalten, die sonst völlig isoliert würden. 
Fast alle  deutschen Hochschulleitungen 
ver suchten, offene Aufwallungen im Ver-
hältnis zu chinesischen Stellen zu vermei-
den. Das Misstrauen gegenüber Ko ope -
rationen mit China aber sei unter dem 
Hochschulpersonal und den Studenten    
„brutal gewachsen“.  

Die Recherche wurde durch den Peter Hans 
Hofschneider Recherchepreis für Wissen-
schafts- und Medizinjournalismus der Stiftung 
Experimentelle Biomedizin unterstützt. 

V or einigen Jahren kam es zu 
einer juristischen Debatte über 
die Frage, wem eigentlich der 
Mond und der Weltraum gehö-

ren. Das klang theoretisch, es ging aber 
um handfeste Interessen. Luxemburg war 
vorgeprescht und hatte sich Weltraum-
rechte zugeschrieben, die von anderen 
Staaten bestritten wurden. Gestritten 
wurde nun auch darüber, nach welchem 
rechtlichen Maßstab in dieser Frage über-
haupt geurteilt werden soll. Als Messlatte 
wurden beispielsweise die Eigentums-
rechte an den Weltmeeren angelegt. Ob 
auf dem Mond tatsächlich einmal Roh-
stoffe abgebaut werden, ist derweil   offen. 
Der brasilianische Regenwald geht unter-
dessen immer weiter in den Privatbesitz 
von Siedlern über, die ihn mit Brandro-
dungen dezimieren. Der brasilianische 
Präsident Bolsonaro hat klargemacht, 
dass er von der Weltöffentlichkeit einen 
finanziellen Beitrag zur Rettung des 
Urwalds erwarte. Hat umgekehrt auch die 
Weltgemeinschaft einen Anspruch 
darauf, dass die grüne Lunge der Erde von 
Brasilien geschützt wird? Mit dem Klima-
wandel ist  auch das Eigentum   an bisher 
kaum regulierten natürlichen Gemein-
schaftsgütern  in die Diskussion geraten 
und die Frage aufgekommen, ob unsere 
heutige Eigentumsordnung zu stark auf 
den Verschleiß der Dinge ausgerichtet ist.

Besonders seit der Finanzkrise ist die 
kapitalismuskritische Perspektive wieder 
stärker geworden. Die Rechtswissenschaft-
lerin Katharina Pistor hat weltweit Auf-
merksamkeit erregt mit einem Buch, das 
beschreibt, wie Eigentum über internatio-
nale Rechtsfirmen gesichert und vermehrt 
wird. Die Projekte, die sich innerhalb des 
SFB mit der Konfliktdimension befassen, 
haben keine vergleichbare Sprengkraft. 
Untersucht wird etwa, wie sich die Eigen-
tumsverhältnisse von Fußballvereinen auf 
die interne Machtbalance auswirken oder 
die Bedeutung von Eigentum für den 
Erwerb von Elitepositionen. 

Wie der Privatisierung der vergange-
nen Jahrzehnte Grenzen zu setzen seien, 
ist ein wiederkehrendes Motiv des SFB. 
Tilman Reitz nennt als Beispiele den 
Wohnungsmarkt, den Gesundheitssektor 
und die Energieversorgung. Die Berliner 
Pläne zur Enteignung großer Immobi-
lienfirmen deuten in diese Richtung, dass 
sie  eine umfassende Trendwende einlei-
ten, dafür gibt es derzeit keine Anzei-
chen. Die These, wir erlebten eine revo-
lutionäre Veränderung der Eigentums-
ordnung, beurteilt auch Reitz eher skep-
tisch. Wahrscheinlicher sei eine langsa-
me Transformation, bei der neue Formen 
hinzutreten. Daran dürfte auch die öko-
logische Wende im Wesentlichen nichts 
ändern. THOMAS THIEL

Die Entstehung neuer Eigentumsfor-
men besonders  im Zeichen der ökologi-
schen Wende war die Inspiration für die 
Gründung des Sonderforschungsbe-
reichs „Strukturwandel des Eigentums“.  
Der SFB, der fünf Universitäten zusam-
menschließt und von Jena aus geleitet 
wird,  will die Analyse des Eigentums 
wieder auf eine soziologische Basis stel-
len. War der erste Dieb bei Rousseau 
noch klar erkennbar derjenige, der einen 
Zaun um ein Stück Land zog und sagte 
„Das gehört mir“, so ist heute viel schwe-
rer zu sagen, wem etwas rechtmäßig 
zusteht. Sind etwa auch die  Zentralban-
ken   Diebe, wenn sie Sparer durch niedri-
ge Leitzinsen um erwartete Gewinne 
bringen? Man kann diese Frage nur 
beantworten, wenn man die gesell-
schaftliche Dimension einbezieht: die 
Bedeutung des Sparers für eine stabile 
Sozialordnung und die daraus hervorge-
hende Wichtigkeit  der Garantie, dass er 
für seine Ersparnisse belohnt wird. 

„In der Soziologie ist die Eigentums-
frage lange in Vergessenheit geraten“, 
sagt Tilman Reitz, der neben Silke van 
Dyk und Hartmut Rosa einer der drei 
Sprecher des SFB ist. Seit der Nachkriegs-
zeit habe man die Institution Eigentum 
selbst nicht mehr angetastet und sich auf 
die darüberliegenden Verteilungsfragen 
konzentriert. Eine Zäsur sieht Reitz im 
Zusammenbruch des Kommunismus, der 
die Eigentumsverhältnisse im Osten 
durcheinanderwirbelte. Er habe sich mit 
der Welle von Privatisierungen verbun-
den, die schon seit den späten Siebzigern 
losgetreten worden war. Der Transforma-
tion  ist ein eigenes Projekt gewidmet. 

Der SFB will besonders die Entstehung 
von Eigentumsformen beschreiben, die 
Privatisierungen zurücknehmen. Gemeint 
sind Kollektivformen wie die Commons 
und die (inzwischen weitgehend kommer-
zialisierte) Sharing Economy, aber auch 
die Rückführung in staatliches Eigentum. 
Die Reichweite der ersten beiden Formen 

dürfte allerdings begrenzt sein. Für den 
Wandel von Eigentum steht insbesondere 
die digitale Ökonomie, die temporäre 
Besitzformen wie das Streaming hervorge-
bracht hat. Offen ist allerdings, ob  die Digi-
talisierung auch die Struktur des Eigen-
tums ändert oder nur dessen Verteilung. 
Mit den Daten ist zumindest eine neue, 
eigentumsrechtlich kaum geklärte Waren-
form hinzugetreten, der große politische 
und wirtschaftliche Sprengkraft zuge-
schrieben wird. Zwar gibt es Forderungen, 
private Daten zum Eigentum zu erklären, 
das bei Verwendung durch Digitalfirmen 
bezahlt werden muss. Bisher gibt es aber 
kaum Anstrengungen, die  Idee zu verwirk-
lichen. In jedem Fall erschwert die Digitali-
sierung den Schutz geistigen Eigentums. 
Teilweise wird geistiges Eigentum, wie in 
der Urheberrechtsdebatte zu erleben, völlig 
bestritten, zugleich wird es von Digitalfir-
men angeeignet und in neue Geschäftsmo-
delle (und neues Eigentum) überführt. Wie 
sich Gewinne und Verluste verteilen, wird 

von Tilman Reitz untersucht. Nach dem 
bisherigen Verlauf zu urteilen, werden vor 
allem Monopole gestärkt. 

Untersucht werden auch die histori-
schen und theoretischen Grundlagen des 
Eigentums. In der philosophischen Tradi-
tion gehörten die Dinge zunächst dem, 
der sie zuerst für sich reklamierte. Von 
John Locke wurde das Eigentum dann 
auf denjenigen übertragen, der einen 
Gegenstand kultivierte. Das macht den 
Eifer verständlich, mit dem Robinson 
Crusoe „seine“ Karibikinsel bestellte. 
Locke, der in ein Kolonialunternehmen 
investierte, steht heute in der Kritik, mit 
seiner theoretischen Wende dem Kolo-
nialismus eine eigennützige Rechtferti-
gung verliehen zu haben. Wie weit seine 
wirtschaftlichen Aktivitäten auf seinen 
Eigentumsbegriff abfärbten, wird kontro-
vers diskutiert. Aufschlussreich dürfte 
hier ein Projekt sein, das die Einbettung 
von Eigentumstheorien in deren histori-
schen Kontext untersucht. 

Wem gehört der Wind?
Zurück zur Gemeinschaft: Ein neuer SFB  untersucht den Strukturwandel des Eigentums

sischen Universitäten geforscht hat. Sie  
ha be etwa unterschreiben müssen, dass sie  
auf Konferenzen nicht über die Ein-China-
Politik und Taiwan   sprechen würde. Ta -
gungen in China seien aufwendig auf Ver-
stöße gegen KP-Ideologie geprüft  worden. 
Aufgrund der  Indoktrinierung der Stu -
denten  habe sie sich zuletzt gegen die  Leh-
re entschieden. Sie sieht für kritisch ausge-
richtete Geisteswissenschaften in China 
derzeit keine Möglichkeiten. Deutschen 
Partnern seien die Ziele von Koopera-
tionspartnern nicht immer klar. „Projekte 
werden nicht erfolgreich sein, wenn man 
nicht die Partei als seinen Partner an -
erkennt, dem man nachkommen muss.“  
Der Deutsche Akademische Auslands-
dienst (DAAD) sei über die teils sehr 
schwierigen Situationen an den jeweiligen 
Universitäten informiert,  aber die Verant-
wortlichen hätten   Probleme nicht offen 
thematisiert und systematisch aufgearbei-
tet, kritisiert Hennig. 

Der DAAD weist die Kritik zurück. 
Es habe in China auch Gespräche für 
deutsche Forscher im Land gegeben. Es 
ge be „eine Abnahme akademischer  
Frei   räume“,  erklärt ein Sprecher zu -
rückhaltend. Die Kooperationsmöglich-
keiten für deutsche Hochschulen seien  
ge schrumpft, China bleibe aber ein  
wichtiger Partner. Der DAAD sieht   zwar 
„bedenkenswerte Entwicklungen“ wie 
Sanktionen gegen das Berliner Merca-
tor-Institut für China-Studien oder den 
in den Vereinigten Staaten tätigen An -
thro pologen Adrian Zenz, der zur Lage 
der Uiguren forscht. Sein Gesamturteil 
lautet indessen:    „Mit Blick auf Deutsch-
land hat die kommunistische Partei Chi-
nas natürlich keinen direkten Einfluss 
auf die Wissenschaftsfreiheit“. 

Diese Stellungnahme  erstaunt. „Der 
Bun  desregierung liegen Erkenntnisse vor, 
wonach chinesische Behörden versuchen, 
sowohl chinesische Studierende und Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler in 
Deutschland als auch deutsche Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die zu 
China forschen, in ihrem Handeln zu 
beeinflussen“, erklärte das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung  
(BMBF) schon 2019.  Chinesische Studen-
ten und Forscher würden auch im Ausland 
aufgrund ihrer akademischen Tä tigkeit 
verfolgt, erklärte damals Scholars at Risk. 
Durch die chinesischen „Si -
cherheitsgesetze“ und das neue „Sicher-
heitsgesetz“ in Hongkong   sind auch Aus-
länder von rechtlicher Verfolgung be droht, 
wenn sie sich nicht KP-konform ver halten. 

Auch das Bundesamt für Verfassungs-
schutz beobachtet die Entwicklung. Zur 
Aufgabe chinesischer Kollegen gehöre „die 
Kontrolle und Steuerung der in Deutsch-
land ansässigen chinesischen Auslands -
gemeinde“, heißt es in seinem aktuellen 
Be richt. „Durch die enge institutionelle 
An    bindung von chinesischen Unterneh-
men, Studentenorganisationen sowie kul-
turellen Vereinen und Instituten sollen li -
nientreues Verhalten sichergestellt und die 
sogenannte Einheitsfront im Ausland ge -
stärkt werden.“ Die KP setze „auch im Aus-
land auf eine umfassende Kontrolle der ei -
genen Bevölkerung durch die Partei“. 

Chinesische Studentenvereine, die es 
an fast allen deutschen Hochschulstand-
orten gibt, würden zur Denunziation auf-
gefordert. Sie sollen etwa abweichende 
Mei nungen von Mitstudenten  melden, 
heißt es aus Verfassungsschutzkreisen. 
So gebe es hoch eingestufte Erkenntnis-
se, dass chinesische Studenten unter gro-

ßem Druck stünden. Wiederholt sei es 
au ßerdem vorgekommen, dass Peking 
kri tischen deutschen Forschern Visa ver-
weigert habe, was die Gefahr der Selbst-
zensur erhöhe. Gleichzeitig würden euro-
päische Forscher durch prestigeträchtige 
Einladungen vereinnahmt. 

Es gibt weltweit zahlreiche Belege für 
Einmischungen. So hatte die chinesische 
Botschaft in Washington Druck ausgeübt, 
den Dalai Lama und einen taiwanesi-
schen Nobelpreisträger von einer Veran-
staltung der Nobelstiftung und der Natio-
nalen Akademie der Wissenschaften der 
Vereinigten Staaten auszuschließen, wie 
mehr als hundert Nobelpreisträger öffent-
lich kritisierten. Später sei die Veranstal-
tung durch Cyberangriffe gestört worden. 

Die F.A.Z. hat außerdem Kenntnis von 
einem Fall, bei dem ein deutscher For-
scher,  der aus Sicherheitsgründen ano-
nym bleiben möchte, mit Kollegen einen 
Co rona-bezogenen Artikel bei einem 
Fachmagazin eingereicht hat, das zum 
Ver lag De Gruyter gehört. Der Heraus-
geber nannte mehrere  Punkte, die einer 
Veröffentlichung entgegenstünden: Tai-
wan sei falsch bezeichnet, der Wuhaner 
Augenarzt und Corona-Whistleblower Li 
Wenliang dürfe nicht erwähnt werden, 
weil es politisch zu sensibel sei, außerdem  
dürfe   nicht der Eindruck erweckt werden, 
China sei ein unfreier Zentralstaat. 

Offenbar hing die Ablehnung damit 
zu sammen, dass der Herausgeber Chinese 
ist. Eine Beschwerde des Forschers bei De 
Gruyter blieb zunächst unbeantwortet. 
Nach einer Anfrage der F.A.Z. soll der Ar -
tikel nun doch erscheinen.   Der Verlag habe 
die Herausgeber „deutlich darauf hinge-
wiesen, dass diese Praxis nicht mit unseren 
Standards zu vereinbaren ist und sich nicht 

wiederholen kann“, erklärt ein Sprecher. 
„Wir nehmen diesen Fall sehr ernst und 
unterziehen ihn einer intensiven Prüfung.“ 
Als Konsequenz wolle De Gruyter einen   
Verhaltenskodex einführen, der Aufgaben, 
ethische Standards und Pflichten   genauer 
als bisher definiert. Das Fachmagazin solle 
außerdem einen zusätzlichen internatio -
nalen Herausgeber erhalten. Der Verlag 
wolle aber weiterhin Chinesen als Heraus-
geber und Gutachter einbinden. Es gebe 
seit Jahren erfolgreiche Kooperationen. 

Reizthema Taiwan

Ähnliche Erfahrungen hat Thomas Schul-
ze vom Klinikum der LMU  München 
gemacht. Der Experte für psychiatrische 
Genetik hatte in einem gemeinsam mit 
internationalen Kollegen verfassten  
Kommentar  die Frage aufgeworfen, ob 
medizinische Forschung aus China nicht 
vielleicht sogar international boykottiert 
werden müsse, da unklar sei, ob ethische 
Standards eingehalten würden,  etwa in 
der Region Xinjiang, in der Millionen 
Uiguren unterdrückt werden. „Jetzt sind 
wir wieder an einem Punkt, dass Geno-
mik gegen bestimmte Ethnien eingesetzt 
wird“, sagt Schulze. Es irritiere ihn zu -
tiefst, dass die Wissenschaft das Thema 
nicht mehr diskutiere. Doch mehrere an -
gesehene Verlage lehnten eine Veröffent-
lichung des Kommentars ab, darunter das 
Medizin-Flaggschiff The Lancet. Heraus-
geber Richard Horton habe ihm erklärt, 
er sei kein großer Boykott-Fan, sagt 
Schulze. Außerdem habe das  Journal   eine 
Mitarbeiterin in Peking, deren Lage Hor-
ten nicht beeinträchtigen mochte. 

Auch das Bremer Leibniz-Zentrum für 
Marine Tropenforschung (ZMT) musste 

Einheitsfront im Ausland
  Linientreu: Der Start ins Sommersemester stand an der Huazhong University  in Wuhan   im Zeichen des hundertjährigen KP-Jubiläums     Foto dpa 

China setzt  Wissenschaftler weltweit unter Druck. Auch in Deutschland
mehren sich   die Anzeichen.  Die Politik hat  keine   Antwort.

Von Hinnerk Feldwisch-Drentrup
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